
 

 

 
 

Regierungsratsbeschluss vom 26. Februar 2019  

 
 Nr. 2019/306  

Änderung des Gesetzes über die politischen Rechte (GpR); Kommunale Wahlen: 
Zweiter Wahlgang und Ersatzmitglieder 
Botschaft und Entwurf an den Kantonsrat 
  

1. Ausgangslage 

Die Staatskanzlei unterbreitet die Vorlage «Änderung des Gesetzes über die politischen Rechte 
(GpR); Kommunale Wahlen: Zweiter Wahlgang und Ersatzmitglieder» zur Beratung und Be-
schlussfassung.  

2. Beschluss 

Die Vorlage wird zuhanden des Kantonsrates beschlossen. 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 
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Verteiler 

Ratsleitung (8) 
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